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5. Digitalministerkonferenz am 13.05.2026 in Hamburg 

 

TOP 5.8 

Paradigmenwechsel im Datenschutz 

Nordrhein-Westfalen, Hessen 

 

 

Der Schutz personenbezogener Daten gehört zu den zentralen Grundrechten der eu-

ropäischen Rechtsordnung. Mit der Einführung der Datenschutz-Grundverordnung 

(DSGVO) im Jahr 2018 wurde ein einheitlicher Rechtsrahmen für den Datenschutz in 

der Europäischen Union geschaffen. Ziel der Verordnung ist es, ein hohes Daten-

schutzniveau sicherzustellen und gleichzeitig den freien Datenverkehr innerhalb der Eu-

ropäischen Union zu gewährleisten. 

Datenschutz und Digitalisierung müssen Hand in Hand gehen, damit digitale Angebote 

ein ausreichendes Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger genießen und akzeptiert und 

genutzt werden. Datenschutz muss damit als Ermöglicher der Digitalisierung ausgestal-

tet werden. Wichtig ist dabei ein verständlicher und transparenter Rechtrahmen, der die 

praktische Umsetzung von Datenschutz in den Mittelpunkt stellt.  

Aktuell stellt sich allerdings ein anderes Bild dar. Trotz dieser Harmonisierung bestehen 

weiterhin erhebliche Unterschiede in der nationalen Umsetzung und praktischen An-

wendung des europäischen Datenschutzrechts. Insbesondere Deutschland gilt im eu-

ropäischen Vergleich als Staat mit einem besonders hohen Datenschutzniveau, der 

über die europäischen Vorgaben hinausgeht und hierfür einen vielschichtigen Rege-

lungsrahmen auf Bundes- sowie auf Länderebene aufweist: Dieser Umstand wirkt sich 

zunehmend auf die Digitalisierung staatlicher Strukturen aus und führt zu Wettbewerbs-

nachteilen für den Standort Deutschland, insbesondere im Bereich digitaler Innovatio-

nen, datengetriebener Geschäftsmodelle und der öffentlichen Verwaltung selbst. 

Der deutsche Datenschutz ist historisch stark durch das Grundrecht auf informationelle 

Selbstbestimmung geprägt. Dieses wurde durch das „Volkszählungsurteil“ des Bundes-

verfassungsgerichtes aus dem Jahr 1983 entwickelt. Das Gericht stellte fest, dass Bür-

gerinnen und Bürger grundsätzlich selbst darüber entscheiden können müssen, wann 
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und in welchem Umfang persönliche Daten offenbart werden. Dieses Grundrecht bildet 

bis heute eine zentrale Grundlage des deutschen Datenschutzrechts. 

Aus dieser Rechtstradition hat sich das Prinzip des „Verbots mit Erlaubnisvorbehalt“ 

entwickelt. Danach ist jede Verarbeitung personenbezogener Daten grundsätzlich un-

zulässig, sofern keine gesetzliche Grundlage oder eine ausdrückliche Einwilligung der 

betroffenen Person vorliegt.  

Dieses Prinzip findet sich sowohl in der DSGVO als auch im deutschen Datenschutz-

recht wieder, wird jedoch in Deutschland besonders strikt interpretiert. Neben der 

DSGVO existiert mit dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) ein umfangreiches natio-

nales Datenschutzrecht sowie zahlreiche spezialgesetzliche Regelungen. Die derzei-

tige deutsche Datenschutzpraxis ist durch eine restriktive Auslegung unbestimm-

ter Rechtsbegriffe, eine hohe Komplexität durch föderale Strukturen, eine übermäßige 

Risikoaversion im Sinne einer Over-Compliance sowie von Rechtsunsicherheiten bei 

innovativen Anwendungen geprägt. 

Diese Gemengelage hat weitreichende Auswirkungen auf die Digitalisierung staatlicher 

Verwaltungsprozesse:  

• Datenverarbeitung in der Verwaltung: Digitale Verwaltungsprozesse erfordern re-

gelmäßig den Austausch von Daten zwischen Behörden. Für die praktische Anwen-

dung in Deutschland wird dieser Datenaustausch häufig durch datenschutzrechtli-

che Anforderungen erschwert. Uneinheitliche und umfangreiche Anforderungen 

an Datenschutzfolgenabschätzungen, Unsicherheiten bei der Weitergabe von Da-

ten zwischen Behörden oder unterschiedliche Auslegungen durch föderale Daten-

schutzaufsichtsbehörden erschweren die praktische Umsetzung. 

Diese Faktoren führen dazu, dass digitale Verwaltungsprojekte oftmals deutlich 

langsamer umgesetzt werden als technisch möglich wäre (so auch das BMI „Digital-

strategie der Bundesregierung, 2022, Berlin).  

• Registermodernisierung: Ein zentrales Element moderner digitaler Verwaltung ist 

die Vernetzung staatlicher Register. Ziel ist es, das „Once-Only-Prinzip“ umzuset-

zen, bei dem Daten nur einmal gegenüber staatlichen Stellen angegeben wer-

den müssen. In Deutschland gestaltet sich die Umsetzung dieses Prinzips jedoch 

schwierig. Die Diskussion um eine einheitliche Identifikationsnummer hat die Kon-

fliktlinie zwischen Verwaltungsmodernisierung und Datenschutz aufgezeigt. 
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Notwendige Reformen des Datenschutzes zielen daher nicht auf eine Abschwächung 

des Grundrechtsschutzes, sondern auf eine Modernisierung des rechtlichen Rahmens 

ab. 

Ziel ist ein Paradigmenwechsel in der deutschen Datenschutzpolitik, die sich über eine 

primär formale und risikovermeidende Auslegung hinaus zu einer risikobasierten, inno-

vationsfreundlichen und gleichzeitig wirksamen Datenschutzpraxis entwickelt, um z.B. 

den Einsatz von künstlicher Intelligenz (KI) in der Öffentlicher Verwaltung einfacher und 

schneller zu ermöglichen. Dabei knüpft die Digitalministerkonferenz an die Maßnahmen 

der Föderalen Modernisierungsagenda zu Vereinfachungen im Datenschutzrecht an 

(Ziff. 158-166). Durch eine Annäherung an eine praxistaugliche europäische Auslegung 

und der Verringerung von Rechtsunsicherheit und Bürokratie kann bei Erhaltung des 

hohen Datenschutzniveaus eine Stärkung des Digitalstandortes Deutschland und der 

Datenökonomie erreicht und zugleich Raum für mehr Innovationen und KI-gestützte 

Anwendungen ermöglicht werden. 

Beschlussvorschlag:  

Die Digitalministerkonferenz beschließt: 

1. Paradigmenwechsel im Datenschutz  

Die Digitalministerkonferenz kommt darin überein, dass Deutschland einen grundle-

genden Perspektivwechsel im Datenschutz benötigt: Die bisherigen Strukturen ha-

ben wesentlich dazu beigetragen, dass die praktische Umsetzung von Daten-

schutz in der Digitalisierung erschwert wird und als ein Hindernis für die digitale 

Transformation wahrgenommen wird. Ein moderner Datenschutz muss Schutz 

und Nutzung in ein neues Gleichgewicht bringen. Der Vergleich mit anderen euro-

päischen Staaten zeigt, dass dies möglich ist. Mit einer Neujustierung hin zu einem 

risikobasierten, technologieoffenen und innovationsfreundlichen Datenschutz kann 

Deutschland die Voraussetzungen für eine leistungsfähige digitale Verwaltung 

schaffen und zugleich das Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger in den Schutz ihrer 

Daten stärken. Deutschland hat die Chance, durch eine gezielte Neujustierung eine 

Balance zwischen Freiheit und Schutz und Fortschritt zu schaffen. 

2. Leitprinzipien  

Die Digitalministerkonferenz lässt sich von folgenden Leitprinzipien für den grundle-

genden Perspektivwechsel im Datenschutz leiten: 

a. Risikobasierter Ansatz 
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Künftig soll es Entlastungen bei geringen Risiken geben (zum Beispiel, wenn 

interne Prozesse betroffen sind oder pseudonymisierte Daten vorliegen). 

Des Weiteren ist stärker nach dem tatsächlichen Risiko für Betroffene zu diffe-

renzieren.   

b. Zweckgebundene Nutzbarkeit 

 Unter Berücksichtigung von und im Einklang mit den Vorgaben aus Artikel 8 EU-

Grundrechtecharta sowie Artikel 2 Absatz 1 i.V.m. Artikel 1 Absatz 1 Grundge-

setz („Informationelles Selbstbestimmungsrecht“) soll das Prinzip „Erlaubnis mit 

Zweckbindung“ gestärkt und kompatible Zwecke klarer definiert wer-

den. Des Weiteren wäre es zielführend, einen Positivkatalog zulässiger Daten-

verarbeitungen zu entwickeln.   

c. Missbrauchsvermeidung statt Präventivverbot 

Bisherige pauschale Einschränkungen sind rechtskonform zu reduzieren und 

der Fokus ist auf eine Sanktionierung tatsächlicher Datenschutzverstöße zu rich-

ten. 

d. Rechtssicherheit und Vereinheitlichung 

Auslegungspraktiken in Deutschland sind zu harmonisieren, so dass weniger fö-

derale Inkonsistenzen entstehen. 

3. Risikobasierten Datenschutzansatzes in Deutschland konsequent umsetzen  

Die Datenschutzgrundverordnung verfolgt grundsätzlich einen risikobasierten An-

satz. Ein stärkerer Austausch mit anderen europäischen Staaten, wie beispielsweise 

Estland oder Österreich, kann dazu beitragen, erfolgreiche Modelle zu adaptie-

ren. Die rechtlichen Handlungsspielräume, die die DSGVO bietet, sind konsequent 

zu nutzen. Die Digitalministerkonferenz spricht sich dafür aus, dass zu diesem 

Zweck der deutsche Datenschutz weg von einem reinen Verbotssystem hin zu ei-

nem risikobasierten Ansatz weiterentwickelt wird, indem pauschale Verbote durch 

ein abgestuftes Regelungssystem ersetzt werden. Dadurch wird eine bessere Ba-

lance zwischen dem Datenschutz und der Digitalisierung hergestellt. 

4. Vereinfachung der Datenschutzarchitektur und das Schaffen klarer gesetzlicher 

Grundlagen für die Datennutzung in Deutschland.  
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Damit Deutschland sich stärker an der Datenschutzgrundverordnung orientieren 

kann, bedarf es einer Verringerung nationaler Sonderregelungen. Dies führt gleich-

zeitig zu einer höheren Rechtssicherheit. Sektorale Datenschutzbestimmungen sind 

zu vereinheitlichen. Die Digitalministerkonferenz bittet die Bundesregierung, klare, 

verständliche und eindeutige gesetzliche Grundlagen für die staatliche Datenverar-

beitung und für den Datenaustausch zwischen Behörden zu schaffen. 

5. Reformnotwendigkeiten der Datenschutzaufsicht  

Die Digitalministerkonferenz unterstützt die Ziele der Föderalen Modernisierungsa-

genda zur Reform der Datenschutzaufsicht (Ziff. 158). Sie erachtet es als notwendig, 

die Entwicklung und Veröffentlichung von bundeseinheitlichen Auslegungshilfen 

weiter voranzutreiben. Insbesondere für digitale Lösungen, die sowohl beim Bund 

als auch in den Ländern und den Kommunen zum Einsatz kommen, ist dafür Sorge 

zu tragen, dass es nur eine Antwort auf datenschutzbezogene Fragestellungen gibt: 

Dieser Einer-prüft-für-Alle-Ansatz, inklusive föderaler Anerkennung einschlägiger 

Prüfungen einer Datenschutzaufsichtsbehörde, ist bereits durch die Föderale Mo-

dernisierungsagenda (Ziff. 161) adressiert worden und wird von der DMK ausdrück-

lich unterstützt.  

6. Stärkung von technischen Datenschutzlösungen  

Die Digitalministerkonferenz bittet die Bundesregierung, den Schutz personenbezo-

gener Daten durch den Einsatz von Technologien wie privacy-by-design-Architektu-

ren, Verschlüsselung oder Pseudonymisierung zu verbessern, ohne digitale Innova-

tion zu verhindern. 

7. Entlastung von KMUs und Start-Ups  

Die Digitalministerkonferenz bittet die Bundesregierung, das Grundprinzip 

„one size fits all“ im Datenschutz abzuschaffen und durch risikoabhängige Pflichten 

zu ersetzen. Darüber hinaus wird die Bundesregierung gebeten zu prüfen, ob staat-

licherseits Muster-Datenschutzerklärungen, Arbeitshilfen und Werkzeuge zur Erstel-

lung der datenschutzrechtlich geforderten Dokumentationen, Standard-Verarbei-

tungsverzeichnisse oder vorgeprüfte Vertragsbausteine – u.a für DSGVO-konforme 

KI-Systeme – zur Verfügung gestellt werden können, um für KMU und Start-

Ups schnell Rechtssicherheiten zu schaffen. Ferner wird gebeten zu prüfen, ob zur 

Förderung von Innovationen regulatorische Erprobungsräume im Sinne von „regu-

latory Sandboxes“ oder vergleichbaren Experimentierklauseln geschaffen werden 
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können, um unter kontrollierten Rahmenbedingungen pragmatische und rechtssi-

chere Lösungen zu ermöglichen. Dabei sollte insbesondere berücksichtigt werden, 

ob datenschutzrechtliche Anforderungen für Forschungs-, Entwicklung- und Pilot-

vorhaben risikobasiert und verhältnismäßig ausgestaltet werden können (Ziff. 230, 

Föderale Modernisierungsagenda). Im Hinblick auf die Notwendigkeit zur Benen-

nung eines Datenschutzbeauftragten wird darum gebeten, in Übereinstimmung mit 

der Forderung der Föderalen Modernisierungsagenda (Ziff. 160), die Pflicht zur Be-

stellung von Datenschutzbeauftragten im nichtöffentlichen Bereich auf die Regelung 

in der DSGVO (Art. 37) zu beschränken. 

8. Kulturwandel in Verwaltung und Politik  

Die Digitalministerkonferenz ist sich darüber bewusst, dass eine Neujustierung im 

Datenschutz mehr erfordert als gesetzliche Anpassungen. Ziel muss es sein, den 

Datenschutz als das zu begreifen, was er ist: Datenschutz ist ein Ermöglichungs-

raum für verantwortungsvolle Datennutzung. Durch eine Schulungs- und Qualifizie-

rungsoffensive kann die Datenschutzkompetenz nachhaltig im Hinblick auf den risi-

kobasierten Ansatz und die praktische Entscheidungsfindung ausgerichtet werden, 

denn: Lernen erfolgt durch Anwendung, nicht durch Verhinderung aus Unsicherheit. 

9. Einsatz auf europäischer Ebene  

Die Digitalministerkonferenz bittet die Bundesregierung, sich insbesondere im Rah-

men der bevorstehenden Verhandlungen zur EU-Digitalomnibusverordnung für die 

Vereinfachung der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) einzusetzen. Dazu zäh-

len insbesondere eine bereichsspezifische datenschutzrechtliche Regulierung und 

eine stärker risikobasierte Differenzierung zwischen den für die Datenverarbeitung 

Verantwortlichen.  

Dazu gehört auch, dass die DSGVO nach Vorbild des Cyber-Resilience-Acts und 

der KI-VO die Hersteller und Anbieter von Standardlösungen künftig in die Verant-

wortung nimmt, damit die Anwender unkompliziert und rechtssicher Standardlösun-

gen nutzen können. 

Das Vorsitzland ist gebeten, diesen Beschluss insbesondere der Innenministerkonfe-

renz sowie dem Bundesministerium des Innern zuzuleiten.   

 


